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I. Auftrag und Durchführung 

Beschluß und Auftrag 

Der Deutsche Bundestag hat am 26. Mai 1981 die 
Einsetzung der Enquete-Kommission „Jugendpro-
test im demokratischen Staat" beschlossen. Grund-
lage war die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit (Drucksache 
9/411), die den Auftrag der Kommission wie folgt be-
stimmt: 

Die Enquete-Kommission hat die Aufgabe, Ursa-
chen, Formen und Ziele der Proteste junger Men-
schen, der sich beispielsweise in Demonstratio-
nen, Gewaltanwendung, bewußtem Hinwenden zu 
alternativen Lebensformen oder teilweise auch in 
der resignativen Abwendung von der Gesellschaft 
äußert, zu untersuchen. Dabei sollen auch Erfah-
rungen, die in anderen europäischen Ländern ge-
macht wurden, berücksichtigt werden. 

Die Enquete-Kommission soll Möglichkeiten für 
eine Verbesserung des Verständnisses zwischen 
den Generationen, zwischen Jugend und Politik 
sowie für eine Förderung von Demokratie- und 
Staatsverständnis der jungen Menschen aufzei-
gen. Sie soll prüfen, welche Wege möglich und not-
wendig sind, um die Lage der Jugend zu verbes-
sern und Spannungen abzubauen, die auf unter-
schiedlichen Lebenserfahrungen und Lebensein-
stellungen beruhen. 

Es soll auch die Frage geprüft werden, ob gesetz-
geberische Maßnahmen insbesondere in den Be-
reichen der Jugend-, Familien-, Bildungs-, Woh-
nungs-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Rechtspo-
litik erforderlich sind. 

Mitglieder und Sachverständige 

Für die Enquete-Kommission wurden von den Frak-
tionen folgende Mitglieder des Deutschen Bundesta-
ges benannt: 

CDU/CSU-Fraktion: Abg. Frau Irmgard Kar

-

watzki 
Abg. Alfred Sauter 
(Ichenhausen) 
Abg. Matthias Wissmann 

SPD-Fraktion: 	Abg. Rudolf Hauck 
Abg. Gerhard Schröder 
(Hannover) 
Abg. Frau Margitta Terborg 

FDP-Fraktion: 	Abg. Norbert Eimer (Fürth)  

Ferner benannten die Fraktionen als Sachverstän-
dige: 

— Prof. Dr. Roman Bleistein 
— Frau Anke Brunn, MdA 
— Prof. Dr. Henrik Kreutz 
— Pfarrer Horst Seeger 
— Prof. Dr. Johano Strasser 

Die Enquete-Kommission Jugendprotest im demo-
kratischen Staat wurde am 2. Juli 1981 konstituiert. 
Nach Vereinbarung im Ältestenrat bestimmte die 
Kommission den Abgeordneten Wissmann zum Vor-
sitzenden und den Abgeordneten Hauck zum stell-
vertretenden Vorsitzenden. 

Beratungsverlauf 

Die Kommission hielt in der Zeit vom 2. Juli 1981 bis 
zum 31. März 1982.18 Sitzungen ab. Am 23. Novem-
ber 1981 führte sie in Bonn außerhalb des Bundes-
hauses eine Gesprächsrunde mit jungen Menschen 
aus den Protestbewegungen und der Alternativ-
szene durch. 

Am 30. November 1981 veranstaltete sie eine Anhö-
rung von Sachverständigen; am 1. Dezember 1981 
wurden Vertreter von Jugendverbänden befragt. Am 
8. und 9. Februar 1982 verschaffte sich die Kommis-
sion in Berlin durch Gespräche mit Hausbesetzern, 
durch den Besuch verschiedener alternativer Pro

-

jekte, sowie durch einen Gedankenaustausch mit 
dem Regierenden Bürgermeister von Berlin, dem 
Präsidenten des Abgeordnetenhauses, Vertretern 
der Senatsverwaltung sowie mit Mittlern und Paten 
von Hausbesetzern wie der Evangelischen Kirche, 
dem Verein SO 36 und dem Sozialpädagogischen In-
stitut einen Eindruck über die Probleme der Protest-
bewegung vor Ort. 

Vorliegendes Material 

Zu Beginn ihrer Tätigkeit hat die Enquete-Kommis-
sion Jugendprotest im demokratischen Staat einen 
umfangreichen Fragenkatalog erarbeitet und ihn 
etwa 140 interessierten Behörden, Dienststellen, 
Verbänden, Arbeitsgemeinschaften und Einzelper-
sönlichkeiten, die sich mit Fragen der Jugend und 
des Jugendprotestes befassen, mit der Bitte um Stel-
lungnahme zugesandt und umfangreiche Antworten 
erhalten. Ferner hat die Kommission eine Studie in 
Auftrag gegeben, die Einstellungen und Motive von 
Jugendlichen in Alternativ- und Protestgruppen auf 
wissenschaftlicher Grundlage in Erfahrung bringen 
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soll. Die Ergebnisse können indessen erst für den 
Schlußbericht verwertet werden. Schwerpunkt der 
Tätigkeit der Kommission im Sommer 1982 wird es 
sein, themenbezogene Stellungnahmen von Sach-
verständigen, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen zu sammeln, sowie weitere Orte des Jugendpro-
testes persönlich aufzusuchen. 

Die Kommission sieht sich vor die schwierige Auf-
gabe gestellt, eine Fülle vorliegenden Materials aus 
den verschiedensten Bereichen zu verarbeiten. Da-
bei sind vor allem in die Beratungen eingeflossen die 
Studie des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit „Jugend in der Bundesrepublik 
heute — Aufbruch oder Verweigerung" (1981), die 
Studie des Jugendwerks der Deutschen Shell „Ju-
gend 81, Lebensentwürfe, Alltagskultur und Zu-
kunftsbilder" sowie die von der Eidgenössischen 
Kommission für Jugendfragen vorgelegten „Thesen 
zu den Jugendunruhen 1980" und „Stichworte zum 
Dialog mit der Jugend" (1981). In dem Bemühen, ei-
nen knappen und lesbaren Text vorzulegen, hat die 
Kommission darauf verzichtet, umfangreiche stati-
stische Angaben wiederzugeben und alle Bereiche 
des Jugendprotestes in die Erörterung einzubezie-
hen. Bei ihrer Arbeit ging die Kommission von ei-
nem weitgefaßten Jugendbegriff aus; bei vielen Pro-
testhaltungen sind neben Jugendlichen auch andere 
Altersgruppen vertreten. 

Selbstverständnis der Kommission 

Die Einsetzung der Enquete-Kommission wurde 
maßgeblich ausgelöst durch die spektakulären und 
von gewalttätigen Auseinandersetzungen begleite-
ten Protestereignisse der Jahreswende 1980/81. 
Hierbei ist vor allem an die Hausbesetzungen mit 
dem Schwerpunkt in Berlin (West) zu denken. Auf-
gabe der Kommission ist es nicht, einen Bericht zur 
Lage der Jugend in unserer Gesellschaft zu erstel-
len. Sie hat sich entsprechend ihrem Auftrag auf Ur-
sachen, Formen und Ziele der Proteste junger Men-
schen beschränkt. Sie möchte auch mit Nachdruck 
auf die Anliegen von Jugendlichen hinweisen, die 
nicht in der Form des Protestes vorgetragen worden 
sind. Sie appelliert deshalb an die Verantwortlichen, 
sei es auf staatlicher Ebene, sei es in anderen Berei-
chen unserer Gesellschaft, diese Anliegen aufmerk-
samer und einfühlsamer aufzunehmen. Die  Kom-
mission  sieht es als ihre Aufgabe an, die Sichtweisen 
der jungen Menschen, auch im Gespräch mit den un-
mittelbar Betroffenen, möglichst getreu aufzuneh-
men. Daneben will sie die vorhandenen Erklärungs-
versuche zusammenfassen, Aussichten für die wei-
tere Entwicklung aufzeigen und Forderungen für 
die praktische politische Arbeit ziehen. Die Kommis-
sion will einen Beitrag dazu leisten, Politikern mehr 
Verständnis für das Gespräch mit der Jugend zu ver-
mitteln und Jugendliche zu Gesprächen mit poli-
tisch Verantwortlichen zu ermutigen. Es geht der 
Kommission nicht darum, Jugend als Patienten zu 
behandeln, sondern Schwierigkeiten und Probleme 
junger Menschen in die politische Diskussion einzu-
bringen. 

Reaktionen der Öffentlichkeit und der Jugend 

Öffentlichkeit und Gesprächspartner aus der jungen 
Generation nahmen Einsetzung, Auftrag und mögli-
che Erfolge der Kommissionsarbeit überwiegend 
skeptisch und kritisch auf. Besonders beim Ge-
spräch mit dem „Schöneberger Besetzerrat" wurde 
deutlich, wie tief die Kluft zwischen einem Teil der 
Protestierenden und den etablierten Institutionen 
von Staat und Parteien ist. 

Die Kommission erhofft sich von der Vorlage des 
Zwischenberichtes eine breite Diskussion der von 
ihr angesprochenen Probleme. Sie wendet sich dabei 
nicht nur an Parlament, Regierung und Verwaltung, 
sondern erhofft sich das Interesse einer breiten Öf-
fentlichkeit. Insbesondere ist sie an Reaktionen aus 
den Reihen der jungen Generation interessiert. Ins-
gesamt sieht die Enquete-Kommission ihre Aufgabe 
nicht nur darin, junge Menschen an den Staat und 
seine Institutionen heranzuführen, sondern betrach-
tet sich auch als Anwalt berechtigter Anliegen der 
jungen Generation. Die Enquete-Kommission Ju-
gendprotest im demokratischen Staat des Deut-
schen Bundestages legt hiermit ihren Zwischenbe-
richt auftragsgemäß vor. 

II. Erscheinungsformen des Jugendprotestes in 
den letzten Jahren 

Geschichtliche Hintergründe 

Der aktuelle Jugendprotest wird von verschiedenen 
Gruppen geprägt. Er versteht sich selbst keineswegs 
als Fortsetzung von Protestbewegungen der späten 
sechziger Jahre. Träger, Ziele und Motive der heuti-
gen Protestströmungen unterscheiden sich in vieler 
Hinsicht von denen jener Zeit. Während es damals 
— insbesondere bei der Studentenbewegung — stär-
ker darum ging, politische Ziele auf der Grundlage 
theoretischer Entwürfe durchzusetzen, ist der heu-
tige Jugendprotest stärker von gefühlsmäßigen und 
spontanen Bedürfnissen bestimmt. Deshalb kann 
von einer einheitlichen, theoretischen Grundlage 
des heutigen Jugendprotestes nicht gesprochen wer-
den. Spontaneität, die von vielen als besonders wert-
voll empfunden wird, verhindert zugleich eine 
durchgehende Organisation der Protestgruppen. 

Dies war in der Vergangenheit anders. Nach der Bil-
dung der sozialliberalen Koalition beteiligte sich zu-
nächst ein großer Teil der Mitglieder der Studenten-
bewegung an der Arbeit der Parteien, insbesondere 
von SPD und FDP. Zum gleichen Zeitpunkt organi-
sierten sich Lehrlinge, die eine Verbesserung ihrer 
Ausbildungsbedingungen anstrebten. Zunehmend 
beteiligten sich auch Jugendliche, die bis dahin nicht 
in Verbänden organisiert waren, beispielsweise an 
Initiativen für die Errichtung autonomer Jugend-
zentren. Schon damals wurden zu diesem Zweck un-
genutzte Räume in Anspruch genommen und leer-
stehende Häuser besetzt. 

Die Auseinandersetzungen um die Reform des § 218 
des Strafgesetzbuches gaben der Frauenbewegung 
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zusätzliche Bedeutung. Die Frauenbewegung nahm 
zu und konzentrierte sich auf die Projektarbeit — 
Frauengruppen, Frauenhäuser, Frauenzeitschriften, 
Gesundheitszentren. Heute zeigt die Frauenbewe-
gung Überschneidungen mit dem Jugendprotest. 

Bürgerinitiativen, Ökologie- und Friedensbewegung 

Die zahlreichen Bürgerinitiativen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes erhielten durch die Diskussion 
um die Grenzen des Wachstums und die Umweltge-
fährdungen in einer modernen Industriegesellschaft 
neuen Zulauf. Da die Antikernkraftbewegung in der 
Nutzung der Kernenergie eine Gefährdung der 
Menschheit sieht, neigt sie dazu, ihre Position kom-
promißlos zu vertreten. Ein Teil dieser Protestbewe-
gung zeichnet sich durch militantes Verhalten aus. 
Die Antikernkraftbewegung ist überregional des-
halb so erfolgreich, weil das von ihr aufgegriffene 
Thema alle Kreise der Bevölkerung anspricht. 

Ausgehend von der neuerlichen Diskussion um die 
Stationierung von Mittelstreckenraketen in Ost und 
West, formierte sich die Friedensbewegung, die 1981 
vor allem auf dem Deutschen Evangelischen Kir-
chentag in Hamburg und bei der Friedensdemon-
stration in Bonn zahlreiche junge Menschen mobili-
sieren konnte. Hier, wie auch in der Dritte-Welt-Be-
wegung, spielt der Wunsch nach einer moralischen 
Grundlegung und Neuorientierung politischen Han-
delns eine ausschlaggebende Rolle. 

Ein erheblicher Teil der Protestbewegungen entwik-
kelt sich neben den Parteien. Dennoch bildet sich zu-
gleich aus Bürgerinitiativen und ökologischen Be-
wegungen der Kern einer neuen grünen Partei. 

Ein Teil der Protestbewegung ist durch Gewalttätig-
keit und militantes Verhalten in Erscheinung getre-
ten. Außerdem äußern rechts- und linksextremisti-
sche Gruppen ihren Protest gegen den Rechtsstaat 
und seine auf Freiheit und Recht angelegte Lebens-
ordnung. 

Daneben ist in den letzten Jahren ein verstärktes 
Auftreten nicht politisch motivierter Krawalle zu be-
obachten. Gewalttätigkeiten in Fußballstadien bei-
spielsweise deuten auf angestaute Aggressionen 
nicht nur von Jugendlichen hin und können nicht als 
Reaktion auf politische Mißstände gewertet wer-
den. 

Alternative Lebensformen 

Seit Mitte der siebziger Jahre hat sich in Hinwen-
dung zu alternativen Lebensformen eine besondere 
Form des friedlichen Protestes gezeigt. Vielerorts 
entstanden alternative Handwerksbetriebe, Land-
kommunen, Therapieeinrichtungen, Verlage, Thea-
tergruppen. Genauso vielfältig wie die Zahl der al-
ternativen Projekte sind auch ihre Ziele. Bei aller 
bunten Vielfalt alternativer Projekte und Lebensfor-
men lassen sich dennoch einige gemeinsame Merk-
male ausmachen. Dazu gehören vor allem solidari-
sches und selbstbestimmtes Arbeiten, Gleichstel-
lung aller Gruppenmitglieder, gleiche, allenfalls so-
zial abgestufte Bezahlung, weitgehende Abkehr vom 

Vorrang des Gewinnprinzips, Abbau der Arbeitstei-
lung und der einseitigen Spezialisierung, ökologi-
sche Verantwortung bei der Herstellung und Gestal-
tung der Produkte, Wiederherstellung der Einheit 
von Leben, Wohnen und Arbeiten. 

Passiver Protest 

Neben den Protestformen, wie sie sich in den siebzi-
ger Jahren entwickelt haben, prägen — vom Umfang 
her heute möglicherweise noch bedeutsamer — pas-
sive Protestformen das Verhalten vieler Jugendli-
cher. Hierzu zählen vor allem die Selbstzerstörung 
durch Alkohol, Drogenmißbrauch, Selbstmorde, 
Selbstmordversuche und die Flucht in Jugendsek-
ten. Beweggründe und Ursachen dieser Formen des 
Protestes sind sicher nicht allein auf soziale oder po

-

litische Probleme zurückzuführen. Hier spielt auch 
die Persönlichkeit der Betroffenen eine Rolle. 

Absichten des Protestes 

Von allen Formen des aktiven Jugendprotestes in 
der jüngsten Vergangenheit haben die Auseinander-
setzungen um Kernkraftwerke, um den Bau der 
Startbahn West des Frankfurter Flughafens sowie 
um die Hausbesetzungen am meisten Aufmerksam-
keit erregt. Bei den ersteren sind die Gefahren für 
eine lebenswerte Umwelt sowie die Sorge angesichts 
der als lebensbedrohend empfundenen Nukleartech-
nik beherrschende Motive. Die Hausbesetzer hinge-
gen klagen zunächst eine ihrer Ansicht nach ver-
fehlte staatliche Sanierungs- und Wohnungsbaupoli-
tik an. Außerdem geht es ihnen um neue Formen der 
Arbeit, des Wohnens und des Lebens. Daneben gibt 
es unter Hausbesetzern auch sozial Benachteiligte, 
Arbeitslose und Menschen, die einfach ein Dach 
über dem Kopf suchen. 

Bei Umweltschützern, Kernkraftgegnern, Anhän-
gern der Friedensbewegung und einem großen Teil 
der Hausbesetzer steht die Frage nach einer gesi-
cherten persönlichen und gesellschaftlichen Zu

-

kunft im Vordergrund. Sie begegnen deshalb einer 
politischen und gesellschaftlichen Entwicklung, die 
sich in herkömmlichen Gleisen bewegt und nur das 
Bestehende fortschreiben will, mit Skepsis oder Ab-
lehnung. Diese Haltung kommt etwa in dem Schlag

-

wort „no future" („keine Zukunft") zum Ausdruck. 

Gemeinsamkeiten 

Insgesamt ist oft ein rascher Wechsel der Ziele, The-
men und Anlässe für den Jugendprotest festzustel-
len. Eine gemeinsame politische Stoßrichtung des 
heutigen Jugendprotestes gibt es dabei nicht. 
Ebenso wenig gibt es ein großes, alle Protestgruppen 
bewegendes Thema. Allerdings lassen sich vielfäl-
tige innere Verbindungen zwischen einzelnen The-
men und Anlässen des Jugendprotestes nachweisen. 
Dies gilt etwa für das Empfinden vieler, daß das Le-
ben grundlegend bedroht sei und für ihre Befürch-
tung, daß eine Politik herkömmlicher Art dieser 
Herausforderung nicht gerecht werden kann. Dies 
zeigt sich deutlich in den gemeinsamen Motiven ver- 
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schiedener Protestbewegungen und Jugendinitiati-
ven sowie in inneren thematischen Zusammenhän-
gen, etwa zwischen den weltweit wachsenden Rü-
stungsausgaben und der zunehmenden Verelen-
dung in den Entwicklungsländern. Deshalb wundert 
es nicht, daß häufig die gleichen Gruppen zu ver-
schiedenen Themen aktiv werden. 

Umfang der Protestbewegung 

Der zahlenmäßige Umfang der Protestbewegung ist 
schwer einzuschätzen. Der aktive Protest umfaßt si-
cher nur einige Prozent der Jugendlichen. Daneben 
indes gibt es eine große Gruppe, die unzufrieden ist 
und Protestaktionen und deren Anliegen für richtig 
hält, ohne selbst auf die Straße zu gehen. 

Zum Engagement von Jugendlichen 

Zur Wirklichkeit der Jugend in der Bundesrepublik 
Deutschland gehört aber nach wie vor der große Teil 
der Jugend, der sich seiner sozialen, gesellschaftli-
chen und politischen Verantwortung bewußt ist und 
in Jugendorganisationen aktiv mitarbeitet. Die Ju-
gendverbandsarbeit mit ihren Zielsetzungen spricht 
viele Jugendliche an. Die vielfältigen Angebote der 
Verbände und Vereine fördern die persönlichen Nei-
gungen und Begabungen junger Menschen und wek-
ken den Sinn für Gemeinschaft. 

Ill. Gründe und Hintergründe der neuen Protest-
bewegung 

Gesamtgesellschaftliche Probleme 

Die Frage nach den Gründen und Hintergründen 
der neuen jugendlichen Protestbewegung stand von 
Anfang an im Mittelpunkt der Beratungen der En-
quete-Kommission. 

Zweifellos ist das Bild des gegenwärtigen Protestes 
stark von Jugendlichen geprägt. Auf Grund vorlie-
gender Untersuchungsergebnisse und Erfahrungs-
berichte muß man indes davon ausgehen, daß es in 
der Sache weniger um Probleme der Jugend als um 
solche der gesamten Gesellschaft und um die Folgen 
einer verbreiteten Sinn- und Orientierungskrise 
geht. 

Die Kommission teilt die Auffassung der „Eidgenös-
sischen Kommission für Jugendfragen", daß die für 
manche überraschende und erschreckende radikale 
„Aktivität einer Minderheit von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen mit grundlegenden Problemen 
unserer Gesellschaft, unserer Kultur, unserer Poli-
tik und Wirtschaft verflochten ist". Diese Aussage 
wurde in den von der Kommission durchgeführten 
Anhörungen mit Jugendlichen, Jugendverbandsver-
tretern und wissenschaftlichen Sachverständigen 
auch für die Bundesrepublik Deutschland bestä-
tigt. 

Jugendliche über sich selbst 

Für das Selbstverständnis eines Teils der protestie-
renden Jugendlichen erscheint typisch, was der 
„Schöneberger Besetzerrat" in einem Brief, mit dem 
er die Teilnahme an einer Anhörung in Bonn ab-
lehnte, ausführte: 

„Die Jugend könnt ihr nicht zum Patienten ma-
chen, wenn das System krank ist. Massive Kriegs-
vorbereitung, permanentes Risiko radioaktiver 
Verseuchung, Ausbeutung der Dritten Welt, Um-
weltschmutz überall, legales Spekulantentum mit 
unserem Wohnraum, lügende Politikermäuler, das 
sind die Symptome der Krankheit, die wir be-
kämpfen". 

Wie vielschichtig die Gründe für den Protest Jugend-
licher sind und wie selbstkritisch sich junge Men-
schen in diesem Zusammenhang selbst beurteilen 
können, zeigt die folgende Aussage des Vertreters 
der Deutschen Jugendfeuerwehr bei der von der En-
quete-Kommission durchgeführten Anhörung: 

„Wir beobachten heute, wie Jugendliche depri-
miert reagieren, wenn sie erfahren müssen, daß 
ihnen die Gesellschaft vieles schuldig bleibt, daß 
sie zum Beispiel gar nicht so erwünscht sind und 
so nötig gebraucht werden, wie es ihnen immer 
wieder eröffnet wird. Wenn man in unsere Gesell-
schaft Einstieg finden will, muß man erst einen 
„Numerus clausus" überwinden. 

Es ist richtig — das muß auch selbstkritisch ange-
merkt werden —, daß die gesellschaftspolitischen 
Forderungen eines Teils der Jugend oft wirr und 
auch widersprüchlich sind oder so erscheinen. Oft 
ist zu verspüren, daß die Jugend tatsächlich nicht 
so genau weiß, was sie eigentlich konkret will, wie 
eine Gesellschaft nach ihren Vorstellungen ausse-
hen soll; aber gerade hier ist für unsere Begriffe 
eine Chance erkennbar, daß Vertrauen zueinan-
der wiederhergestellt wird. Das ist eine Gemein-
schaftsaufgabe." 

Diese beiden Zitate zeigen ebenso wie die gesamte 
Anhörung, daß viele — vielleicht sogar die Mehrheit 
— der Jugendlichen, die selbst den Schritt zu akti-
vem Protest nicht tun, doch die Kritik, die zum Pro-
test Anlaß gibt, im wesentlichen teilen. 

Jugendprotest und Erziehung 

Die Kommission bewertet viele Formen friedlichen 
Protestes als Ergebnis einer im demokratischen 
Sinne gelungenen Sozialisation *). Sie sieht dafür 
Beispiele im vielfältigen sozialen Engagement ge-
rade kritischer Jugendlicher. Auf der anderen Seite 
sieht sie Tendenzen zur Flucht — etwa in Alkohol 
oder Drogen — sowie in Akte der Gewalt und Selbst-
zerstörung als Zeichen einer mißlungenen Sozialisa-
tion an. 

Unterschiedliche Bewertungen bestehen in der 
Kommission über die Bedeutung der Erziehung 
durch Familie und Schule für die Entstehung des Ju- 

*) Sozialisation = Entstehung und Entwicklung der Per-
sönlichkeit in Abhängigkeit von ihrer Umwelt. 
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gendprotestes. Diesem Thema wird die Kommission 
bei der Vorbereitung des Endberichts ihre beson-
dere Aufmerksamkeit widmen. Die Mehrheit der 
Kommission ist — ausgehend vom Ergebnis der An-
hörungen — der Auffassung, daß der gegenwärtige 
Jugendprotest nicht auf die Erziehung durch Päd-
agogen zurückzuführen ist, die demokratische 
Werte bewußt unterhöhlen wollen. Die Minderheit 
der Kommission hält diese Behauptung in ihrer All-
gemeinheit nicht für erwiesen. 

Jugendprotest und Generationenkonflikt 

Einig war sich die Kommission darin, daß der Ju-
gendprotest wesentlich als Reaktion auf ungelöste 
gesellschaftliche Probleme verstanden werden muß 
und nicht als klassischer Generationenkonflikt er-
klärt werden kann. Da der neue Protest Angehörige 
aller Generationen einbezieht, ist selbst die Bezeich-
nung „Jugendprotest" fragwürdig. Alles deutet dar-
auf hin, daß es sich bei der heutigen Protestbewe-
gung um den Ausdruck eines tiefgreifenden Wan-
dels von Auffassungen und Einstellungen in weiten, 
über die Jugendlichen hinausgehenden Teilen der 
Gesellschaft handelt. 

Dies heißt nicht, daß es keinerlei Probleme im Ver-
hältnis zwischen den Generationen gäbe. Von meh-
reren Sachverständigen wurden Vorurteile und Miß-
verständnisse im Verständnis der Generationen un-
tereinander als Teilursache für den Jugendprotest 
betont. Oft wird nicht verstanden, daß bewußte Pro-
vokationen oder aggressive Akte von Jugendlichen 
Hilferufe sein können. Ein Grund für die Zuspitzung 
zu gewaltsamen Auseinandersetzungen liegt auch 
darin, daß das Gespräch zwischen den Generationen 
häufig verstummt ist Die zunehmende Absonde-
rung älterer und jüngerer Menschen in getrennte 
Lebensräume sowie alters- und erfahrungsbedingte 
Auffassungsunterschiede können die Konflikte zwi-
schen Jugendlichen und ihrer sozialen Umwelt her-
vorrufen oder verschärfen. 

Wenn heute Erwachsene von Jugendlichen öfter und 
härter kritisiert werden, so liegt dies auch daran, 
daß überkommene Vorstellungen von Autorität ab-
gebaut sind. Außerdem haben Jugendliche heute in 
nahezu unbegrenztem Umfang Zugang zu Erfahrun-
gen von Erwachsenen und halten sich daher weit 
mehr als früher für berechtigt, deren Umwelt zu be-
urteilen. 

Zur Problematik des Aussteigens 

Vielen protestierenden Jugendlichen geht es auch 
darum, ihre eigenen Wertvorstellungen und Lebens-
formen in der Erwachsenenwelt zu verwirklichen. 
Darum fordern sie nachdrücklich Mitsprache- und 
Mitentscheidungsrechte in der Gesellschaft. Sie su-
chen Raum, nach ihren eigenen Vorstellungen leben 
zu können. Wenn ihnen aber Mitwirkung und Ent-
faltung verwehrt werden, kommt es gelegentlich zu 
Reaktionen des „Aussteigens" bis hin zu krassem In-
dividualismus und zur Ablehnung jeglicher sozialer 
Verantwortung. Im Gegensatz zu verbreiteten Auf-
fassungen haben die Anhörungen der Kommission 

deutlich gemacht, daß die übergroße Mehrheit der 
protestierenden Jugendlichen nicht aus der Gesell-
schaft aussteigen, sondern in sie hineinwirken will, 
wenn auch nicht unbedingt in den herkömmlichen 
Formen. 

Zukunftsangst und Ohnmachtsgefühle 

In vielen Stellungnahmen der Jugendlichen selbst 
und auch in den Ausführungen der Sachverständi-
gen und Jugendverbandsvertreter wurde auf die Zu-
kunftsangst als eine Ursache des jugendlichen Pro-
testes verwiesen. 

Als Gründe für ihre Zukunftsangst führen Jugendli-
che zum Beispiel an: 

— Arbeitslosigkeit und generelle Verschlechterung 
der Ausbildungschancen und Berufsaussichten 
für Jugendliche, 

— zunehmende Zerstörung der natürlichen Um-
welt, gewachsener Lebenszusammenhänge und 
der persönlichen Beziehungen, 

— fortschreitendes Wettrüsten und zunehmende 
Kriegsgefahr, 

— weitere Einengung der persönlichen Entfal-
tungsspielräume durch die Ausdehnung wirt-
schaftlichen Denkens und Handelns auf alle Le-
bensbereiche, durch Bürokratisierung und staat-
liche Kontrolle, 

— Probleme wachsender Minderheiten in der Wohl-
standsgesellschaft. 

Viele Jugendliche bedrückt die Angst, ob man in der 
Zukunft überhaupt noch ein lebenswürdiges Dasein 
führen könne und ob die Welt in Zukunft für Men-
schen noch bewohnbar sei. 

In dieser Angst um ihre Zukunft äußern sie den Ver-
dacht, daß die Erwachsenen, die heute die Entschei-
dungen für die Zukunft treffen, ihrer Verantwortung 
für die Erhaltung menschenwürdiger Lebensbedin-
gungen nicht gerecht würden. Auf der anderen Seite 
seien sie selbst von wirklicher Mitsprache und Mit-
entscheidung ausgeschlossen, obwohl sie diese sich 
abzeichnenden bedrohlichen Fehlentwicklungen 
„auszubaden" hätten. Dieser Angst kann auch nicht 
mit dem berechtigten Hinweis auf Verbesserungen 
in Teilbereichen des Umweltschutzes wirksam be-
gegnet werden, weil täglich Informationen über 
neue Umweltgefährdungen auf die Menschen ein-
wirken. 

Der „neue Mangel" 

Neben dem Gefühl, von politischen Entscheidungen 
ausgeschlossen zu sein, äußert sich im Protest von 
Jugendlichen ein „neuer Mangel": Jugendliche be-
klagen oft den Mangel an Zuwendung, an persönli-
cher Geborgenheit sowie an sozialem und gefühls-
mäßigem Angenommensein. Dieser Mangel er-
schwert es den Jugendlichen oft, für ihren künftigen 
Lebensweg einen beständigen Sinn und lebenswerte 
Ziele zu sehen. Lebensangst und die Vorstellung ei-
ner verschlossenen Zukunft werden also nicht nur 
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von objektiven wirtschaftlichen und politischen Ge-
gebenheiten hervorgerufen, wie sie von jungen Men-
schen entsprechend ihrem Alter wahrgenommen 
und bewertet werden, sondern wurzeln auch in dem 
individuellen Gefühl und Empfinden junger Men

-

schen. So sehr die heute verbreiteten Gefühle von 
Angst und Unsicherheit etwas mit der allgemeinen 
Lebenssituation der Menschen zu tun haben, liegen 
individuelle Ursachen aber auch in der geringeren 
Belastbarkeit heutiger Jugendlicher. 

Veränderungen in der Familie 

Viele Jugendliche werden heute mit ihren Pro-
blemen alleingelassen. Daraus entstehen Ich

-

Schwächen *) und eine selbstsüchtige Konzentration 
auf die eigene Person, die als Narzißmus bezeichnet 
wird. Die hier beschriebenen Mängel in der Soziali-
sation von Jugendlichen können auch nicht vollstän-
dig dadurch ausgeglichen werden, daß sich heute 
mehr als früher ein Teil des Erziehungsprozesses 
auf die Gruppe der Gleichaltrigen verlagert. 

Eine besondere Verunsicherung in ihrem Rollenver-
ständnis erleben heute junge Mädchen. Sie erfahren 
die Spannung zwischen emanzipatorischen Bestre-
bungen und einem traditionellen Selbstverständ-
nis. 

Die Kommission wird in ihrer weiteren Arbeit klä-
ren, inwieweit für das Entstehen und Anwachsen 
von Lebensangst Veränderungen der familiären Si-
tuation eine Rolle spielen. 

Unpersönlichkeit der Gesellschaft 

Die allgemeine Lebenssituation wird durch die Un-
durchschaubarkeit und Unpersönlichkeit der mo-
dernen Industriegesellschaft, den Vorrang zweckbe-
tonter Verhaltensweisen und die Zwänge bürokrati-
sierter Lebensformen geprägt. Viele Menschen füh-
len sich überfordert und klagen gleichzeitig über die 
Behinderung eigenverantwortlicher Tätigkeit. Eine 
wachsende Zentralisation und Bürokratisierung in 
Wirtschaft, Verbänden und Staat droht die persönli-
che Leistung und Verantwortung des einzelnen zu 
untergraben. Ferner fördert sie die Neigung, Schuld 
für erlittenes Unrecht und eigenes Versagen aus-
schließlich der Gesellschaft anzulasten. 

Jugend ohne Zukunft 

Unter den protestierenden Jugendlichen sind es vor 
allem die Jugendlichen ohne Schulabschluß und Be-
rufsausbildung, die sich in einer überaus schwieri-
gen Lage befinden und besonders häufig von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind. Sie verfügen nicht über 
die Fähigkeiten und Kenntnisse, ihre eigenen Inter-
essen wirksam zu vertreten und können deshalb in 
vielen Fällen auf Verhandlungsangebote der Behör-
den gar nicht eingehen. Auch unter den Hausbeset-
zern gibt es diese Gruppe, die weder konkrete Ziele 

*) Ich-Schwäche äußert sich in geringem Durchhaltever-
mögen, übersteigertem Harmoniebedürfnis und einer 
sehr geringen Belastbarkeit. 

kennt, noch in der Lage ist, planvoll vorzugehen. 
Hier entstehen Hilflosigkeit und Wut, die gelegent-
lich zu Akten sinnloser Gewalt führen. Diese Ju-
gendlichen haben zu anderen Protestgruppen in der 
Regel auch nur kurzlebige Beziehungen. Gleichwohl 
üben sie mit ihrer Hoffnungslosigkeit und Aggressi-
vität auch auf andere Jugendliche Einfluß aus. Das 
Schlagwort „no future" trifft auf sie besonders zu. 

Neues Engagement 

Vor diesem Hintergrund wertet es die Kommission 
als ein Zeichen demokratischer Lebendigkeit, daß in 
letzter Zeit mehr Jugendliche und junge Erwach-
sene sich in der Gesellschaft wieder vielfältig enga-
gieren. Dabei können Konflikte mit den bestehen

-

den Institutionen und der durch sie vertretenen Poli-
tik ausgelöst werden. Es ist von entscheidender Be-
deutung, wie von seiten der Behörden und der Politi-
ker auf Kritik und Protest reagiert wird. Je weniger 
sich die Politiker und Verwaltungen als fähig erwei-
sen, Kritik und gewaltfreien Protest als fruchtbaren 
Beitrag zur demokratischen Willensbildung und 
Veränderung aufzufassen und je unverständlicher 
und abweisender ihre Reaktionen den Jugendlichen 
erscheinen, um so wahrscheinlicher ist eine Steige-
rung der Konflikte. Dadurch wird eine vernünftige 
Lösung schwierig, wenn nicht unmöglich gemacht. 
Vielfach sind es die persönlich erlebten oder über 
Dritte erfahrenen Reaktionen der Behörden auf Kri-
tik und Protest, die bei Jugendlichen das Gefühl der 
Angst und der Ohnmacht verstärken und sie entwe-
der in die Resignation oder in den Teufelskreis von 
Gewalt und Gegengewalt treiben. 

Wertwandel und Sinnfrage 

Die große Mehrheit der befragten Sachverständigen 
versuchte, den Jugendprotest auch durch die Folgen 
eines Wertwandels zu erklären, der sich seit Mitte 
der sechziger Jahre in der Bundesrepublik Deutsch-
land vollzogen hat. Dieser Wertwandel, der zuweilen 
im Verdacht des Wertzerfalls steht, führt weg von ei-
nem Denken, das Wohlstand, Verdienst, Lebensstan-
dard, Sicherheit und Leistung zu den hervorragen-
den Bezugspunkten der Lebensgestaltung macht. 
Statt dessen genießen Selbstverwirklichung, Ge-
meinschaft, Kreativität und Mitbestimmung (soge-
nannte postmaterialistische Werte) höhere Beach-
tung. Teilweise werden dabei auf neue Weise alte 
Werte wiederentdeckt und verwirklicht. 

Dieses neue Wertbewußtsein findet sich vornehm-
lich bei jungen Leuten. Sie versuchen, es vor allem in 
alternativen Lebensformen und in einem „produkti-
ven Lebensstil" zu verwirklichen. Viele Jugendliche 
verstehen und bewerten die soziale Wirklichkeit an-
ders als die Mehrheit der Erwachsenen. Sie versu-
chen auch, ihre eigenen Vorstellungen in anderen 
Formen des Zusammenlebens und des Zusammen-
arbeitens zu erproben. Diese veränderten Lebens-
formen verteidigen sie gegen eine oft unduldsame 
Umwelt. 
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Bewertung des Wertwandels 

Die These, daß sich die „postmaterialistischen Wer-
te" insbesondere in der jungen Generation ausbrei-
ten, ist zwar in der Sozialwissenschaft nicht ganz un-
umstritten, scheint aber teilweise durch empirische 
Untersuchungen bestätigt zu werden. Der hier ange-
sprochene „Wertekonflikt" hängt zusammen mit den 
unterschiedlichen Erfahrungen der Älteren, die in 
den Kriegs- und Nachkriegsjahren allgemein Not er-
lebten und wesentlich vom Streben nach Wohlstand 
und sozialer Sicherheit geprägt sind, sowie den Er-
fahrungen der Jüngeren, die in Wohlstand und sozia-
ler Sicherheit aufgewachsen sind und dies als selbst-
verständlich hinnahmen. 

Bestand über die Tatsache eines gesellschaftlichen 
Wertwandels und seines Einflusses auf die Protest-
bewegung noch weitgehend Einigkeit, so zeigten 
sich bei den Sachverständigen in der Einschätzung 
dieser Vorgänge unterschiedliche Meinungen. Man 
wird den positiven Ansätzen in der Protestbewe-
gung nicht gerecht, wenn man ihr allgemein eine 
tiefe Gefühlsbetontheit und Verstandesfeindlich-
keit, die Ablehnung des Leistungsprinzips und eine 
sich als „anarchistisch" verstehende Freiheitsauf-
fassung zuweist. Trotzdem darf nicht übersehen 
werden, daß eine Selbstverwirklichung, die ihre So-
zialbindung bestreitet und sich nur an den eher lust-
betonten eigenen Bedürfnissen orientiert, sich 
selbst wieder zerstören würde. Sie würde auch jenen 
inneren Zusammenhang auflösen, der zwischen 
dem neuen Wertbewußtsein und der Sinnfrage ge-
rade für junge Menschen besteht. 

Jugend und Leistung 

Zur Anerkennung des Leistungsprinzips bei Jugend-
lichen kann folgendes gesagt werden: Jugendliche 
lehnen Leistung nicht schlechthin ab; Jugendliche 
setzen die Leistung lediglich nicht als obersten Wert 
ihres Lebens und lassen sich nicht für alles einspan-
nen. Sie können und wollen außerordentliche Lei-
stungen erbringen, wenn sie von den Zielen über-
zeugt sind und sich auch persönlich gefordert füh-
len. Beispiele für eine sinnbringende Arbeit sehen 
sie im Einsatz für Jugendzentren, für sozial Benach-
teiligte, für Völker der Dritten Welt, für Abrüstung 
und Friedenssicherung. Leider werden sie oft an ei-
ner eigenständigen sozialen Leistung gehindert, 
manchmal sogar in ein gesellschaftliches Abseits ge-
drängt. Statt Ermutigung erleben sie häufig Entmu-
tigung. 

Politische Einstellungen von Jugendlichen 

Wie in der Frage der Einstellung der Jugendlichen 
zur Leistung muß auch in der Frage ihrer politi-
schen Einstellung unterschieden werden. Nicht die 
pluralistische Demokratie, das Mehrheitsprinzip 
und die Notwendigkeit des Kompromisses werden 
abgelehnt, sondern — wie es Jugendliche empfinden 
— die Undurchschaubarkeit der politischen Ent-
scheidungswege, der Mangel an tatsächlichen Mit-
bestimmungsmöglichkeiten der Bürger, der starke 
Einfluß wirtschaftlicher Interessen, die Unfähigkeit 

zu zukunftsgerichtetem Handeln. In ihrem Streben 
nach mehr Mitbestimmung treffen sie sich mit 
gleichlautenden Interessen der Erwachsenen. 

Neben dem gestiegenen materiellen Wohlstand bie-
ten wachsende Freizeit und breitere Ausbildung 
diese Voraussetzungen für mehr Mitsprache und 
Mitbestimmung. Ebenso veranlaßt die Bürgerferne 
mancher politischer Entscheidungen viele, ihr Be

-

gehren nach Mitbestimmung in Bürgerinitiativen 
oder in der Protestbewegung zum Ausdruck zu brin-
gen. Dieser friedliche Protest kann im wesentlichen 
als prodemokratisch angesehen werden. Leider wird 
er zuweilen durch die ihm eigene Unduldsamkeit 
wieder fragwürdig. 

Entfremdung zwischen Jugend und Politik 

Der Staat und seine Vertreter werden von den prote-
stierenden Jugendlichen zumeist als ihre eigentli-
chen Gegner, wenn nicht gar als Feinde wahrgenom

-

men. Dies bedeutet freilich nicht, daß sie durchweg 
vom „Staat" nichts mehr erwarten. Vielmehr richten 
sie ihre Forderungen fast immer an staatliche Stel-
len und sind enttäuscht, wenn ihren Forderungen 
und Erwartungen nicht entsprochen wird. 

Doppelte Erwartungen an den Staat 

Dieses auffällige Schwanken zwischen einer schrof-
fen Ablehnung des Staates und der Forderung nach 
Beistand und Unterstützung durch den Staat — wie 
es etwa in der Diskussion um die „Staatsknete" in 
der Alternativbewegung zum Ausdruck kommt — 
ist keineswegs kennzeichnend für den Jugendpro-
test allein. Wie anhand von umfangreichem Untersu-
chungsmaterial belegt werden kann, findet sich 
diese Art von „Steinbruchmentalität" gegenüber 
dem Staat — Nehmen ohne zu Geben — auch bei 
vielen Erwachsenen. Der eigentliche Grund dürfte 
darin liegen, daß dem Staat in den letzten Jahrzehn-
ten in allen entwickelten Industriegesellschaften 
gleichsam eine Allzuständigkeit für die Lösung von 
Problemen zugewachsen ist. Er kann ihr aber — vor 
allem bei fortschreitender weltwirtschaftlicher Kri-
senentwicklung — zunehmend weniger gerecht wer-
den. 

Erfahrungen mit dem Staat 

Wenn Jugendliche — und in geringerem Umfang 
auch Erwachsene — dann versuchen, sich eigene 
Handlungsräume zurückzuerobern, geraten sie al-
lerdings oft mit den Zuständigkeitsansprüchen des 
Staates in Konflikt. Das Streben, alle Lebensberei-
che gesetzlich regeln zu wollen und bürokratische 
Unbeweglichkeit drohen vielfach, ihre Initiativen 
von vornherein zu ersticken. Für viele Jugendliche 
ist der Staat deshalb eine Macht, die sich jedem ge-
sellschaftlichen Wandel widersetzt, und der Vertre-
ter einer fertigen Welt, in die man sich einzufügen 
hat, und die für selbstbestimmte Aktivitäten keinen 
Raum läßt. 
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Kritik am Staat 

Das Aufbegehren junger Menschen gegen den Staat 
ist zu einem erheblichen Teil gegen die Versuche ge-
richtet, immer tiefer in die Lebensgestaltung des 
einzelnen einzugreifen. Ein immer wieder vorge-
brachtes Beispiel ist der Anspruch staatlicher Be-
hörden, die Gewissensentscheidung von Kriegs-
dienstverweigerern überprüfen zu wollen. 

Das Handeln des Staates wird heute von vielen Ju-
gendlichen eher als Knebelung und nicht als Grund-
lage eigener Selbständigkeit erfahren. Der Staat gilt 
neben den großen Konzernen für viele protestie-
rende Jugendliche als der verantwortliche Träger ei-
ner wirtschaftlich-technischen Entwicklung, die zu-
nehmend als „lebensbedrohend" empfunden wird. In 
Politik und Verwaltung werden Lebenszusammen-
hänge zumeist nach bürokratischen Zuständigkei-
ten aufgespalten. Viele Menschen haben deshalb das 
Gefühl, daß die „Rationalität", die durch Staat, Ver-
waltung und Großinstitutionen verkörpert wird im 
Kern „lebensfeindlich" ist. 

Diese Auffassung spiegelt sich auch in dem vor al-
lem in der Jugend verbreiteten Vorbehalt gegen In-
stitutionen und in der Überschätzung der Spontanei-
tät. Sie berührt sich auch mit einer verallgemeinern-
den Kritik an der Bürokratie und einer ebenso ver-
allgemeinernden Verteufelung großer Konzerne, 
wie sie heute vielfach üblich geworden ist. Sie verfe-
stigt sich bei Jugendlichen in dem Maße, in dem sie 
erfahren, daß ihre Anregungen, ihr Protest, ihr Stre-
ben nach Mitwirkung vom politischen System nicht 
zur Kenntnis genommen oder abgewehrt wird. 

Zur Frage der Gewalt 

In der Wahrnehmung vieler Jugendlicher existiert 
eine tiefe Kluft zwischen dem offiziellen, auch von 
der Verfassung vorgegebenen Verständnis von ge-
waltlosem Protest in der Demokratie und der staatli-
chen Reaktion auf diesen Protest. 

Junge Menschen erleben häufig, daß ihren Forde-
rungen hinhaltend begegnet wird, indem sich eine 
ausufernde Bürokratie oftmals für unzuständig er-
klärt oder rechtliche Schwierigkeiten vorgibt. Dies 
verschärft Konflikte oder führt zu Resignation bei 
den Betroffenen. 

Einige Jugendliche glauben, aus dem mangelnden 
Willen oder der mangelnden Fähigkeit des Staates, 
auf ihre Forderungen einzugehen, ein Widerstands-
recht ableiten zu können. Da sie ihre eigene Zukunft, 
ja die Zukunft der Menschheit schlechthin gefähr-
det sehen, halten sie letztlich auch die Anwendung 
von Gewalt zur Durchsetzung ihrer Ziele für berech-
tigt. 

Allgemein ist festzustellen, daß die Gewaltbereit-
schaft von Jugendlichen eher überschätzt wird und 
weit geringer ist, als es durch die Darstellung in den 
Medien erscheint. Häufig bestimmen kleine Grup-
pen von gewalttätigen Jugendlichen das öffentliche 
Bild von ansonsten friedlichen Massendemonstra-
tionen. Gleichwohl zeigt sich in der Gewaltbereit

-

schaft auch kleiner Gruppen ein Verlust an politi-
scher Kultur. 

Staatliches Gewaltmonopol 

Die Kommission ist der Auffassung, daß in der Bun-
desrepublik Deutschland als einer Demokratie al-
lein der Staat berechtigt ist, Gewalt auszuüben und 
damit über das Gewaltmonopol zum Schutz für die 
Schwächeren und als Garantie für ein friedliches 
Zusammenleben aller Bürger verfügt. Wenn andere 
zur Durchsetzung ihrer Interessen dies für sich be-
anspruchen, kann die eigentliche Aufgabe des Staa-
tes, die Freiheit der Bürger, das Recht jedes einzel-
nen sowie inneren Frieden zu gewährleisten, nicht 
mehr erfüllt werden. Die Weichen in eine „Ellenbo-
gengesellschaft", in der der Schwächere auf der 
Strecke bleibt, weil das Faustrecht des Stärkeren die 
Wirklichkeit prägt, wären gestellt. 

Freiheit für den einen darf nicht Unfreiheit für den 
anderen bedeuten. Das heißt, daß der Schutz der 
Freiheit des einen nicht auf Kosten der Freiheit des 
anderen gehen darf. 

Legalität und Legitimität 

Die Aufrechterhaltung des Gewaltmonopols bedingt 
jedoch, daß staatliches Handeln für die Bürger ein-
sichtig und nachvollziehbar ist. Gerade in der Demo-
kratie muß sich der Staat bei seinem Handeln stets 
neu um Glaubwürdigkeit bemühen. Zur Rechtferti-
gung staatlicher Entscheidungen reicht der Hin-
weis, daß sie in einem formal einwandfreien Verfah-
ren zustande gekommen sind, nicht aus. Vielmehr 
muß staatliches Handeln von den Bürgern als 
menschlich und gerecht empfunden werden können. 
So ist die Kehrseite einer glaubwürdigen Behaup-
tung des Gewaltmonopols durch den Staat eine Poli-
tik, die Mißstände beseitigt und als dauernde Auf-
gabe gerechtere gesellschaftliche Zustände an-
strebt. 

Daneben ist es notwendig, daß legitime staatliche 
Gewalt nach dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit eingesetzt wird und Überreaktionen vermieden 
werden. Die Organe des Staates sind aufgerufen, 
Konflikte möglichst gewaltlos abzubauen und sie 
nicht durch unverhältnismäßigen Einsatz staatli-
cher Gewalt zu schüren.  

Die Frage nach der Amnestie 

Dies bedeutet, daß es unter Umständen durchaus 
vertretbar sein kann, Rechtsverstöße dann nicht zu 
verfolgen, wenn bei der Durchsetzung von Gesetzen 
eine unverhältnismäßige Gefährdung für den inne-
ren Frieden entstünde. Der Verzicht auf die Räu-
mung von Häusern, die lange leerstanden und dann 
besetzt wurden, ist dafür ein Beispiel. 

Wo und wann immer Mißstände durch staatliches 
Handeln oder Unterlassen verursacht worden sind, 
stellt sich die Frage, was mit jenen zu geschehen hat, 
die dagegen mit unrechtmäßigen Mitteln vorgegan- 
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gen sind. Die Kommission setzt sich dafür ein, daß 
Straftaten, die von Jugendlichen im Zusammenhang 
mit Protestaktionen begangen worden sind, nicht 
unangemessen geahndet werden. Die Mehrheit der 
Kommission beobachtet eine Tendenz zu unange-
messen hohen Strafen. Die Minderheit der Kommis-
sion sieht eine solche allgemeine Tendenz nicht. 
Nach Auffassung der Kommissionsmehrheit för-
dern derartige, mit dem ohnehin problematischen 
Mittel der Abschreckung begründete Strafen in 
Wahrheit die Abwendung junger Menschen von 
Staat und Gesellschaft. 

Die Mehrheit der Kommission kritisiert ferner die 
zu beobachtende Praxis, für andere Sachverhalte ge-
schaffene und problematische Straftatbestände wie 
etwa den § 129 StGB (Bildung krimineller Vereini-
gungen) auf Protestverhalten Jugendlicher anzu-
wenden. Die Minderheit sieht eine solche Praxis 
nicht. 

Die Mehrheit meint, daß nach dem Vorbild einer 
Amnestie, wie sie nach 1968 für Teile der damaligen 
Studentenbewegung erlassen wurde, auch heute 
Straffreiheit gewährt werden soll. Eine solche Erklä-
rung der Straffreiheit soll eine weitere Ausgrenzung 
von Teilen der Gesellschaft vermeiden helfen und 
die Auseinandersetzungen zwischen Staat und pro-
testierender Jugend entkrampfen. Der Staat muß 
durch Beseitigung gesellschaftlicher Mängel die 
Voraussetzung dazu schaffen. Über den Umfang von 
Straffreiheitserklärungen bedarf es einer eingehen-
den Diskussion unter Hinzuziehung von Fachleu-
ten. 

Die Minderheit lehnt eine Amnestie ab. Der Verzicht 
auf strafrechtliche Verfolgung würde als ein Zurück-
weichen des Staates erscheinen und zu weiteren 
Rechtsverstößen ermutigen. Weitgehende Rechts-
unsicherheit wäre die zwangsläufige Folge, zumal 
die Wiederanwendung ausgesetzter Rechtsvor-
schriften dann als staatliche Willkür erscheinen 
könnte. Rechtstreue müßten sich fragen, warum sie 
sich überhaupt an das Gesetz halten. Die Rechtsun-
treuen wären geradezu ermuntert, weiterhin gegen 
das geltende Recht zu verstoßen, da sie keine Gegen-
maßnahmen des Staates zu befürchten hätten. Eine 
individuelle Auseinandersetzung mit Rechtsverstö-
ßen, die bei Antragsdelikten die Möglichkeit der 
Rücknahme von Strafanträgen einschließen kann, 
erscheint gerechter als eine allgemeine Straffrei-
heit. 

Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz 

Die in kleinen Gruppen anzutreffende Ablehnung 
des Mehrheitsprinzips und der repräsentativen De-
mokratie gibt der Kommission aber auch Anlaß, auf 
die Unverzichtbarkeit dieser friedensstiftenden 
Grundsätze hinzuweisen. Nur wer Mehrheitsent-
scheidungen respektiert, kann erwarten, daß seine 
Auffassung in gleicher Weise anerkannt wird, wenn 
sie sich mehrheitlich durchsetzt. Die Behauptung 
des Mehrheitsprinzips heißt aber zugleich, daß Min-
derheiten geschützt werden und ihnen ausreichende 
Möglichkeiten zu Veränderungen in verfassungsmä

-

ßiger Weise eingeräumt werden müssen. Die Kom-
mission hält es für durchaus angemessen, wenn in 
diesem Zusammenhang über die Verlagerung von 
Entscheidungen „nach unten" und über den Ausbau 
von Elementen unmittelbarer Demokratie ernsthaf-
ter nachgedacht wird. Ihre Einfügung in das System 
einer repräsentativen Demokratie könnte durchaus 
dazu beitragen, einen weiteren Verlust an Glaub-
würdigkeit des politischen Systems zu vermeiden. 

Glaubwürdigkeit von Politik und Politikern  

Die  Frage der Glaubwürdigkeit von Staat und Poli-
tik ist einmal eine Frage der Leistungen bzw. des 
Versagens von Politikern und Parteien bei der Lö-
sung gesellschaftlicher Probleme. Die Anhörungen 
zeigten, daß das Vertrauen der protestierenden Ju-
gendlichen in Politiker und Parteien erheblich dar-
unter gelitten hat, daß diese sich in den Augen vieler 
zur Bewältigung der aktuellen wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme als mehr oder weniger unfähig 
erweisen. Glaubwürdigkeit und Vertrauen sind aber 
auch eine Frage von Stil und Methoden von Politik. 
Gerade Vorgänge um die sogenannte Spendenaffäre 
dürften die Glaubwürdigkeit der Politik weiter er-
schüttert haben. Die Glaubwürdigkeit von Politikern 
und Parteien ist für die protestierenden Jugendli-
chen von besonderer Bedeutung, da sie ein im Kern 
moralisch-idealistisches Politikverständnis besit-
zen. 

Immer wieder wurde in den Anhörungen von seiten 
der Jugendlichen den Politikern Unehrlichkeit und 
Opportunismus vorgehalten. Es wurde darüber 
Klage geführt, daß die Politiker, statt sich der Ver-
antwortung für die Probleme zu stellen, die Justiz 
und die Polizei gegen die protestierenden Jugendli-
chen mobilisieren. Dabei zeigte sich auch, daß das 
Verhalten des Staates und der Politiker als unge-
recht empfunden wird; Hausbesetzer würden krimi-
nalisiert, während Spekulanten unter dem Schutz 
des Rechtsstaates ihr Unwesen treiben könnten. Ge-
rade in Berlin spielt diese Argumentation unter pro-
testierenden Jugendlichen eine große Rolle. 

Fragwürdiger Dialog mit der Jugend 

Auch der von Politikern und Parteien schließlich mit 
großem Aufwand inszenierte „Dialog mit der Ju-
gend" erregt bei den betroffenen Jugendlichen eher 
Mißtrauen. Vielfach wird unterstellt, daß es Politi-
kern und Parteien nicht eigentlich darum gehe, die 
Probleme der Jugendlichen zu diskutieren. Ihr In-
teresse an der Jugend erschöpfe sich darin, Wähler-
stimmen zu gewinnen. Allzuoft haben Jugendliche 
den Eindruck, daß statt des angebotenen Dialogs die 
Politiker nur an einem medienwirksamen Monolog 
interessiert seien. 

Vertrauen zurückgewinnen 

Die Anhörungen haben in der Kommission den Ein

-

druck bestärkt, daß die eingetretene Entfremdung 
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zwischen einem Teil der Jugend auf der einen und 
dem politischen System und seinen Vertretern auf 
der anderen Seite nicht durch kurzfristig taktische 
Maßnahmen behoben werden kann. Dies wird nach 
Auffassung der Kommission nur nach einer langen 
Phase „vertrauensbildender Maßnahmen" und nach 
überzeugenden Schritten zur Veränderung von Stil 
und Inhalt der Politik gelingen können. Allerdings 
wird man negativen Vorurteilen gegenüber Staat, 
Parteien und deren Vertretern — insgesamt gegen-
über „denen da oben" — entgegentreten müssen. Un-
ter Jugendlichen herrscht oft ein wirklichkeitsfrem-
des und vorurteilsvolles Politikverständnis, welches 
die Gefahr in sich birgt, daß auch undemokratische 
Traditionen der Parteienkritik wieder aufleben. 

Jugend im Abseits — Gefahr für die Demokratie 

Eine nennenswerte Zahl von Jugendlichen, darunter 
auch viele Kinder von Ausländern, erhält heute in 
unserer Gesellschaft kaum eine Chance, überzeu-
gende Zukunftsaussichten zu entwickeln. Dieser 
Teil ist heute glücklicherweise noch relativ klein, 
würde aber weiter wachsen, wenn die wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten und mit ihnen die Jugendar-
beitslosigkeit zunähmen. Auf Dauer kann dies zur 
Herausbildung eines zahlenmäßig bedeutsamen ju-
gendlichen Subproletariats führen, das, da es nichts 
zu verlieren und auf normalen Wegen auch nichts zu 
gewinnen hat, zum Nährboden für Gewalt und Kri-
minalität und zum Sammlungsbecken links- und 
rechtsextremistischer Gruppen wird. Was im Jahre 
1981 in Brixton und anderen britischen Vorstädten 
hervorbrach, könnte eines Tages auch die Bundesre-
publik Deutschland erschüttern, wenn nicht recht-
zeitig durch verstärkte politische Anstrengungen 
der sich abzeichnenden gefährlichen Entwicklung 
begegnet wird. 

Eine Verschärfung der Auseinandersetzungen 
würde aller Voraussicht nach dazu führen, daß im-
mer mehr Jugendliche, die sich im Protest engagie-
ren und mit der Staatsgewalt in Konflikt geraten, ins 
Abseits abgedrängt werden. Ist ein Jugendlicher 
erst mal straffällig geworden, dürfte es ihm schwer-
lich gelingen, sich aus eigener Kraft wieder in das 
soziale Gefüge der Gesellschaft einzufinden. Schon 
heute lebt ein Teil der Jugend in unseren Großstäd-
ten in sozialen Gettos. 

Das allen Bürgern dienende Recht zu wahren und 
den Brückenschlag zu den Jugendlichen zu versu-
chen, ist in der Praxis zweifellos schwierig, muß aber 
mit Nachdruck immer wieder versucht werden. Die 
Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland darf 
nicht den in mancher Hinsicht bequemer erschei-
nenden Weg der Ausgrenzung gehen. Ebenso wäre 
es falsch, dem jugendlichen Protest mit kritiklosem 
Nachgeben zu begegnen. Auch im Interesse der 
Festigung unserer Demokratie sollte statt dessen 
der spannungsreiche und sicher nicht immer einfa-
che Weg des kritischen Dialogs, der sozialen Reform 
und der Integration beschritten werden. 

Iv. Lösungsvorschläge 

Bitte um Kritik 

Die Enquete-Kommission unternimmt mit den fol-
genden Vorschlägen und Überlegungen den Ver-
such, neben der Frage nach den Ursachen des Ju-
gendprotestes auch Lösungsansätze anzusprechen. 
Bis zur Vorlage des Schlußberichts sollen einige Pro-
bleme ausführlicher behandelt werden. Die Kom-
mission erhofft sich aber auch, durch die Reaktion 
der Öffentlichkeit und der Betroffenen weitere An-
regungen und Kritik zu erhalten. Wichtige Themen, 
die Jugendliche bewegen, können im Zwischenbe-
richt noch nicht dargestellt werden. Sie werden im 
Endbericht ausführlicher erörtert werden. Dazu ge-
hören die Frage der Verfassungstreue im öffentli-
chen Dienst und der Ausbildungsförderung für 
Schüler und Studenten. Die Kommission ist sich be-
wußt, daß sie auf Grund der bundesstaatlichen Ord-
nung gegenüber Ländern und Kommunen nur Anre-
gungen geben kann. 

Wertgrundlagen der Politik verdeutlichen 

Viele junge Menschen sehen ihrer Zukunft mit Ge-
fühlen der Angst entgegen. Die Kommission hält es 
deshalb für besonders wichtig, bei politischen Ent-
scheidungen nicht nur kurzfristig zu denken und zu 
handeln. Entscheidungen müssen überzeugend sein 
und es dem einzelnen ermöglichen, sein Handeln an 
Zielen auszurichten, die ihm als sinnvoll erscheinen. 
Politik muß deutlich machen, auf welcher Wert-
grundlage die jeweiligen politischen Handlungen er-
folgen, und sich auf Dauer daran orientieren. Wenn 
diese Wertorientierung nicht deutlich wird, ist politi-
sches Handeln in der Gefahr, zum bloßen Pragma-
tismus zu geraten. Tagespolitik ohne Zukunftsper-
spektive ist nicht in der Lage, auf die Zukunftsangst 
junger Menschen sinnvolle Antworten zu geben. 
Auch aus diesem Grunde ist es zum Beispiel wichtig, 
den amerikanischen Regierungsbericht „Global 
2000" auch im Plenum des Deutschen Bundestages 
zu diskutieren und daraus — wie ebenfalls aus dem 
Bericht der Nord-Süd-Kommission — sichtbare 
Konsequenzen zu ziehen. Mit pragmatisch-politi-
schen Ansätzen und einer isolierten Jugendpolitik 
kann das Problem des Jugendprotestes allein nicht 
überwunden werden. 

Umweltpolitik 

Die Kommission hält es für wichtig, daß die Sorgen 
vieler junger Menschen um die ökologische Zukunft 
ernstgenommen werden. Deshalb sollte nicht nur 
auf die schon bisher erreichten Erfolge im Umwelt-
schutz verwiesen werden. 

Zweifellos ist es notwendig, weitere Anstrengungen 
zum Schutz unserer Umwelt zu unternehmen. Noch 
wichtiger ist es jedoch, dem Zusammenhang zwi-
schen der Frage nach Art und Umfang des Wachs-
tums, der Verschwendung von Rohstoffen und dem 
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen Gel- 
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tung zu verschaffen. Die Zukunft des menschlichen 
Lebens ist heute bedroht. Im Alltag der Politik müs-
sen ernsthaftere Anstrengungen unternommen wer-
den, um diese Bedrohung abzuwenden; dies gilt auch 
dann, wenn die wirtschaftlichen Bedingungen 
schwieriger geworden sind. 

Durch eine strengere Kontrolle unserer Lebensmit-
tel und der Stoffe, mit denen Menschen im Alltag 
umgehen, durch den Abbau der Verschmutzung von 
Wasser, Luft und Böden und durch einen besseren 
Schutz der Natur muß erreicht werden, daß wir kom-
menden Generationen eine menschengerechte Um-
welt hinterlassen. 

Ökologische Zielsetzungen müssen bei der Entwick-
lung neuer Produktionsmethoden und Industrien 
mit den ökonomischen Zielen der Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen verbunden werden. 
Zu der Weiterentwicklung einer menschlichen Indu-
striegesellschaft gehört auch die sparsame Verwen-
dung unserer natürlichen Ressourcen und die wei-
tere Humanisierung des Arbeitslebens. 

Außen- und Sicherheitspolitik 

Ein großer Teil der jungen Generation glaubt, daß 
der Frieden unsicher geworden ist. Er befürchtet, 
daß die Strategie des militärischen Gleichgewichts 
und die Doktrin der Abschreckung den Frieden auf 
Dauer nicht zu sichern vermögen. Zugleich er-
scheint es diesen jungen Menschen ungerechtfer-
tigt, daß die Rüstungsausgaben steigen, während die 
Aufwendungen für Bildung, für die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und für soziale Zwecke gekürzt wer-
den und die Verelendung in großen Teilen der Drit-
ten Welt zunimmt. 

Alternativen verdeutlichen 

Unsere Sicherheitspolitik beruht gleichermaßen auf 
der Verteidigungsfähigkeit, auf dem Verteidigungs-
willen und der Entspannungsbereitschaft. Kritische 
Fragen nach den Alternativen zu den bisher vertre-
tenen strategischen Konzepten müssen ernstge-
nommen werden. Besonders berührt sind davon die 
herrschende Gleichgewichtstheorie, aber auch die 
grundsätzliche Frage, ob überhaupt der Friede 
durch eine fortgesetzte Anhäufung von Waffen gesi-
chert werden kann. Erst durch eine offene Diskus-
sion, die alle Alternativen umgreift, kann nach An-
sicht der Kommission die Sicherheitspolitik auch 
für kritische junge Menschen wieder neu einsichtig 
gemacht und zugleich auch erreicht werden, daß der 
Verdacht, hier handle es sich um einen Konflikt zwi-
schen „Friedensfreunden" und „Kriegstreibern", 
ausgeräumt wird. 

Ursachen von Konflikten beseitigen 

Sicherheitspolitik darf jedoch nicht allein auf militä-
rische und strategische Gesichtspunkte verkürzt 
werden. Die Sicherung des Friedens erfordert den 
dauernden Versuch, die Ursachen von Spannungen 
und Konflikten zu beseitigen. Deshalb müssen die 

Bemühungen um einen gegenseitigen kontrollierten 
Rüstungsabbau energisch vorangetrieben werden. 
Soziale und wirtschaftliche Ungleichheit, die welt-
weit eine Ursache für Spannungen und Konflikte 
darstellt, muß durch eine konsequentere Entwick-
lungspolitik bekämpft werden. Für das Verhältnis 
der Jugend zu ihrem Staat ist es von entscheidender 
Bedeutung, daß die moralischen Grundwerte der 
Verfassung — wie z. B. die Sicherung von Frieden 
und Freiheit — auch unsere internationalen Bezie-
hungen und unsere Sicherheits- und Außenpolitik 
prägen. 

Jugendarbeitslosigkeit 

Auch wenn der aktuelle Jugendprotest nicht durch 
die Jugendarbeitslosigkeit ausgelöst wurde, so stellt 
doch die Sorge um Ausbildungschancen und um die 
berufliche Zukunft ein beherrschendes Thema für 
die junge Generation dar. Zunehmende Jugendar-
beitslosigkeit und ein im Vergleich zum Ausbil-
dungswunsch immer größerer Mangel an Ausbil-
dungsplätzen für bestimmte Berufsfelder gliedert ei-
nen Teil der Jugend bereits vor dem Einstieg in das 
Berufsleben von der gesellschaftlichen Teilhabe und 
Anerkennung aus und bedroht das Selbstwertgefühl 
der gesamten jungen Generation. Schwierigkeiten 
beim Berufseinstieg ergeben sich besonders in den 
von hoher Arbeitslosigkeit betroffenen Regionen so-
wie für Mädchen und junge Frauen und für die Kin-
der ausländischer Arbeitnehmer. 

Vorschläge 

Die Kommission ist der Meinung, daß sich die Ge-
sellschaft keineswegs hiermit abfinden darf, son-
dern daß die Jugendarbeitslosigkeit vorrangig be-
kämpft werden muß. Sie fordert Wirtschaft und öf-
fentliche Hand eindringlich dazu auf, alles zu tun, 
um ihrer Verantwortung gerecht zu werden, ausbil-
dungswilligen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz 
zur Verfügung zu stellen. 

— Die Zahl der Ausbildungsplätze in Unternehmen, 
auf die Bund, Länder und Gemeinden Einfluß ha-
ben, muß erhöht werden. 

— In schlecht versorgten Regionen sind weitere An-
strengungen zur Schaffung zusätzlicher schuli-
scher, betrieblicher und ergänzender überbe-
trieblicher Ausbildungsplätze in der Träger-
schaft der zuständigen Stellen notwendig. 

— Um die Benachteiligung von Mädchen und  Kin

-

dern ausländischer Arbeitnehmer auszuglei-
chen, müssen gezielte. Fördermaßnahmen ge-
schaffen und ausgebaut werden. 

— Da nur der kleinere Teil der Betriebe heute selbst 
ausbildet, erscheint der Mehrheit der Kommis-
sion eine Finanzierungslösung für Ausbildungs-
plätze zweckmäßig, wie sie heute bereits von ei-
nigen Branchen, z. B. der Bauindustrie, tarifver-
traglich vereinbart wurde. Die Minderheit sieht 
in diesem Vorschlag eine weitere Bürokratisie-
rung und fordert statt dessen steuerliche Anreize 
insbesondere für mittelständische Betriebe zur 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze. 
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Auch sollten die Erfahrungen verschiedener öffent-
licher Programme, freier Träger und der Alternativ-
projekte genutzt werden, die gezeigt haben, wie man 
sozial besonders benachteiligten Jugendlichen, die 
im herkömmlichen System keine Chance haben, zu 
beruflicher Qualifikation, sinnvoller Arbeit, Eigen-
initiative und sozialer Einbindung verhelfen kann. 

Die Kommission ist sich darüber im klaren, daß eine 
wirksame Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
— abgesehen von den Maßnahmen zur beruflichen 
Qualifizierung — nur im Rahmen einer allgemeinen 
Wiederherstellung der Vollbeschäftigung möglich 
ist. Ob und inwieweit Arbeitszeitverkürzungen ein 
sinnvolles arbeitsmarktpolitisches Instrument sind, 
ist in der Kommission umstritten. 

Rechte der Jugendvertreter stärken 

Die Interessen von Jugendlichen, die sich im Ausbil-
dungsverhältnis oder danach in einem Arbeitsver-
hältnis befinden, sollen durch gewählte Jugendver-
treter wahrgenommen werden. Da viele Jugendliche 
erst später mit einer Ausbildung beginnen, sollte die 
Altersgrenze für die Wahl dieser Jugendvertreter 
heraufgesetzt werden. 

Zur Förderung alternativer Projekte 

Die Kommission hat während ihres Aufenthaltes in 
Berlin verschiedene alternative Projekte besucht. 
Sie hat den Eindruck gewonnen, daß derartige Pro-
jekte in bestimmten sozialen Bereichen eine wert-
volle Ergänzung zu bestehenden öffentlichen und 
privaten Einrichtungen und Betrieben darstellen 
können. So gibt es Projekte, in denen Jugendlichen 
ohne Schul- und Berufsabschluß eine Ausbildung er-
möglicht oder für jugendliche Arbeitslose ein Ar-
beitsplatz bereitgestellt wird. Auch die Sozialarbeit 
mit psychisch Gestörten, Suchtabhängigen oder an-
deren Hilfsbedürftigen nimmt in alternativen Pro-
jekten einen beachtlichen Raum ein. Problematisch 
erscheint, daß nicht bei allen Projekten Mindestnor-
men des Arbeitsschutzes eingehalten und Sozialab-
gaben geleistet werden. Die Kommission spricht 
sich dafür aus, daß sinnvolle alternative Projekte ge-
fördert werden, zumal sie ohne Unterstützung aus 
öffentlichen Mitteln häufig nicht lebensfähig sind, 
wobei darauf hinzuwirken ist, daß den oben genann-
ten Mindestnormen entsprochen wird. Bei öffentli-
cher Förderung alternativer Projekte ist eine Kon-
trolle über die Verwendung der Mittel unerläßlich; 
allerdings sollten mit solcher Förderung keine Auf-
lagen verbunden werden, die dem besonderen Cha-
rakter dieser Projekte widersprechen. Hier könnten 
die Prinzipien der Wagnisförderung, bei der haus-
haltsrechtliche Auflagen nur in begrenztem Umfang 
gemacht werden, als Modell dienen. 

Schule und Hochschule 

Die Schule sollte neben dem erforderlichen Allge-
meinwissen intellektuelle, praktische, musisch

-

künstlerische und emotionale Fähigkeiten vermit-
teln, die in einem sinnvollen Verhältnis zueinander 

stehen müssen. Daher sollte die Schule auch ver-
stärkt Erfahrungen für das soziale Verhalten in ei-
nem demokratischen Gemeinwesen sowie Freude 
am Lernen und Mut zur Zukunft fördern. Die Kom-
mission ist sich dabei bewußt, daß die Schule für 
Kinder und Jugendliche ein Lernort unter anderen 
ist — neben der Familie, der Gruppe der Gleichaltri-
gen und dem Wohnviertel. Außerdem sollte die wich-
tige Rolle der Medien im Erziehungsprozeß nicht 
übersehen werden. 

Vorschläge 

Bereits im Schulbereich gibt es Möglichkeiten zur 
verstärkten Mitarbeit von Schülern, etwa durch ihre 
Beteiligung an der Gestaltung des Unterrichts und 
ihrer räumlichen Umwelt. 

Im einzelnen gibt die Kommission folgende Empfeh-
lungen zu überlegen: 

— Schülermitverwaltung und Schülerpressearbeit 
sollten ermutigt werden. In diesem Zusammen-
hang sollte auch Kritik, wie sie in Schülerzeit-
schriften zum Teil in scharfer Form vorgetragen 
wird, gelassener ertragen werden. 

— Der Schulalltag sollte stärker von gemeinschafts-
fördernden Aktivitäten wie klassen- und fach-
übergreifenden Projekten und Arbeitsgemein-
schaften, vor allem musisch-kultureller und 
sportlicher Natur, bestimmt werden. Dabei sollte 
sich die Schule auch stärker nach außen öff-
nen. 

— Die Anzahl der Schüler an einer Schule sollte 
sich in einem überschaubaren Rahmen halten. 
Verstärkt sollte auf eine Kontinuität der Lern-
gruppen in der Schule geachtet werden. 

— Der zunehmenden Verrechtlichung der Schulen 
muß entgegengewirkt werden. Lehrer und Schü-
ler brauchen mehr pädagogischen Freiraum. 

— Das gegenwärtige Leistungsbewertungssystem 
in der Schule muß hinsichtlich seiner Folgen für 
Fächerwahl und Motivation der Schüler kritisch 
überprüft werden. 

— Mit höherer Qualifikation und längerer Ausbil-
dungszeit in Schule und Hochschule dürfen nicht 
automatisch Anrechte auf überdurchschnittliche 
Einkommen verknüpft werden. Dadurch kann 
zugleich der Eigenwert von Bildung wieder stär-
ker betont und einem Konkurrenzverhalten ent-
gegengewirkt werden. 

Studienbewerber und Studenten befürchten eine 
Ausweitung des Numerus clausus und beklagen eine 
als unzureichend empfundene materielle Absiche-
rung ihres Studiums, die in einigen Hochschulstäd-
ten besonders gravierende Wohnungsnot sowie die 
Ungewißheit ihres künftigen beruflichen Werde-
gangs. Die Kommission hält deshalb folgende Forde-
rungen für vorrangig: 

— Es müssen weitere Anstrengungen. zur Schaf-
fung neuer Studienplätze für die Studenten der 
geburtenstarken Jahrgänge unternommen wer-
den. 
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— Durch die Einführung von Praktika vor dem Stu-
dium sollten (z. B. im Fach Medizin) gerechtere 
Kriterien für die Zulassung geschaffen werden. 

— Während des Studiums sollten berufsbezogene 
Praktika eine größere Bedeutung erhalten. 

Familie — Ort der Solidarität und der Geborgenheit 

Unsere Gesellschaft muß kinderfreundlicher wer-
den. Kinder gelten heute häufig als Störenfriede; es 
wird nicht verstanden, daß ihr Verhalten oft nur 
Ausdruck einer verzweifelten Suche nach Liebe und 
Geborgenheit ist. 

Geborgenheit, Lebenssinn, Mitmenschlichkeit und 
Solidarität können gerade von Jugendlichen in un-
serer Gesellschaft immer weniger erlebt werden. 
Vor allem auch deshalb sieht die Kommission Sinn 
und Ziel der Politik gerade darin, kleine Einheiten 
wie die Familie darin zu unterstützen, selbständig 
und lebensfähig zu bleiben. Familien sind Grundbe-
standteil eines Netzes kleiner, überschaubarer Le-
benseinheiten. Sie sind von der Verfassung als Leit-
bild für unsere Gesellschaft vorgegeben. Gerade die 
Familie bietet die Chance, die Erfahrung von Verläß-
lichkeit und das Bewußtsein persönlicher Zusam-
mengehörigkeit zu vermitteln, wie sie ansonsten 
kaum noch erlebt werden können. 

Die Kommission wird in ihrem Endbericht diesem 
Thema besondere Aufmerksamkeit zuwenden. 

Sie wird sich ebenso mit den nichtehelichen Lebens-
gemeinschaften befassen. 

Für ein pa rtnerschaftliches Verhältnis zwischen Jugend 
und Staat in der Gemeinde 

Eine große Chance, zu einem partnerschaftlichen 
Verhältnis zwischen Jugend und Staat zu finden, 
bietet sich auf der kommunalen Ebene. Gemeinden, 
Städte und Kreise sollten im Bereich der Jugendför-
derung unbürokratischer vorgehen, vor allem bei 
der Beratung und Unterstützung von spontanen 
Initiativen, Förderkreisen und Selbsthilfegruppen. 

Die Art, in der Kommunalverwaltungen auf die An-
liegen einzelner Jugendlicher oder von Gruppen ein-
gehen, prägt entscheidend das Bild, das die Jugendli-
chen vom Staat gewinnen. Angesichts der Konflikte 
über die Einrichtung von selbstverwalteten Jugend-
zentren und anderen Formen unkonventioneller Ju-
gendarbeit stellt sich für die politisch Verantwortli-
chen im kommunalen Bereich die Frage, wie sie auf 
die Anliegen Jugendlicher kooperativer eingehen 
können. Jugendliche müssen Gelegenheit haben, ei-
gene Erfahrungen zu machen. Sinnvolle Initiativen 
auf kulturellem und sozialem Gebiet sind zu unter-
stützen. 

Jugendförderung 

Jugendförderung sollte stärker die Eigenverant

-

wortlichkeit der Jugendlichen im Auge haben und 
sie weniger aus dem Blickwinkel der Betreuung se

-

hen. Die Kommission weiß um die Bedeutung der 
Jugendverbände. Diese nehmen nicht nur wichtige 
Aufgaben im Bereich der Freizeitgestaltung von Ju-
gendlichen wahr, sondern sie fördern auch deren so-
ziales und gesellschaftliches Verantwortungsbe-
wußtsein. Sie üben damit eine wichtige Mittlerfunk-
tion zwischen Jugend, Staat und Gesellschaft aus. 

Die Kommission befürwortet Formen offener Ju-
gendarbeit in Initiativgruppen und Selbsthilfegrup-
pen, mit denen eine größere Eigenverantwortlich-
keit von Jugendlichen erreicht werden kann. Außer-
dem empfiehlt sie, die Mittel für die Förderung der 
Jugendarbeit nicht weiter zu kürzen. 

Kriegsdienstverweigerung 

Einen besonderen Stellenwert hat für viele Jugend-
liche die Verwirklichung des Rechts auf Kriegs-
dienstverweigerung. 

Die Enquete-Kommission erwartet, daß sich die Par-
teien darauf einigen, das Prüfungsverfahren für 
Kriegsdienstverweigerer abzuschaffen und entspre-
chend den Anforderungen des Bundesverfassungs-
gerichts die Dauer des Zivildienstes angemessen zu 
verlängern. 

Voraussetzung einer solchen Regelung ist, daß si-
chergestellt wird — gegebenenfalls durch eine Ver-
mehrung der Zivildienstplätze — , daß jeder Kriegs-
dienstverweigerer seinen Zivildienst leistet. (Abg. 
Sauter [Ichenhausen] stimmt unter dem Vorbehalt 
zu, daß er sich nur für die Abschaffung des derzeit 
geltenden Prüfungsverfahrens ausspricht.) 

Wohnraum als Lebensraum 

Viele Jugendliche protestieren dagegen, daß Häuser 
und Wohnungen zum Teil jahrelang leer stehen. Es 
ist für sie unverständlich, daß sie auf der einen Seite 
keinen angemessenen Wohnraum finden, auf der 
anderen Seite Wohnraum über längere Zeiten hin-
durch nicht genutzt oder vernichtet wird. 

Da in dem Bereich der Wohnungswirtschaft zur Zeit 
Bestrebungen zur gesetzlichen Neuregelung beste-
hen, wird die Kommission auf dieses Thema erst im 
Endbericht ausführlicher eingehen. 

Lösungen zur Hausbesetzerfrage 

Zur Lösung des Problems der Hausbesetzer ver-
weist die Kommission unter anderem auf das Lon-
doner Beispiel. Danach hatten die Bewohner besetz

-

ter Häuser innerhalb bestimmter Fristen die Mög-
lichkeit, die Legalisierung ihrer Wohnverhältnisse 
zu beantragen. Diese könnte auch mit Hilfe von 
Treuhandverträgen erfolgen, wie sie vom Sozialpäd-
agogischen Institut in Berlin bereits praktiziert wer-
den. Unterschiedliche Meinungen herrschen in der 
Kommission darüber, wieweit bei einer Legalisie

-

rung Strafbefreiung für Straftatbestände, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit Hausbesetzungen 
stehen, gewährt werden soll und ob in Zukunft neu-
besetzte Wohnungen — mit entsprechenden Aufla- 
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gen an die Eigentümer zur Instandsetzung — sofort 
zu räumen sind. Die Kommission wird diese Fragen 
mit Sachverständigen weiterberaten. 

Wohngemeinschaften sollten durch die Bereitstel-
lung von ausreichenden Kontingenten aus dem 
Wohnungsbestand kommunaler Wohnungsgesell-
schaften unterstützt werden. 

Neuorientierung beim Städtebau 

Der Städtebau, wie er bis vor einigen Jahren prakti-
ziert wurde, hat die gesellschaftliche Entwicklung 
zur Anonymität, Zerrissenheit und Undurchschau-
barkeit des gesellschaftlichen Lebens gefördert. 
Wohnen, Arbeiten und Freizeit wurden räumlich 
auseinandergerissen. Das Gigantische galt als Maß-
stab der Planung. Sie verwirklichte sich in großen 
Neubauprojekten und in der Kahlschlagsanierung 
ganzer Stadtviertel. Die Auswirkungen dieser Poli-
tik, die zu einer Einengung und Verarmung des Le-
bensraums auch von Jugendlichen beigetragen hat, 
führten schließlich zu einem Umdenken. Heute wird 
in der Regel kleinräumiger geplant und größerer 
Wert auf die Sanierung von Einzelvorhaben gelegt. 
Allerdings setzen sich in vielen Fällen die Planer im-
mer noch gegen die Betroffenen durch. In Zukunft 
sollte noch stärker darauf geachtet werden, daß die 
Interessen der Betroffenen und gewachsene Struk-
turen bei der Planung berücksichtigt werden. 

Beteiligungsmöglichkeiten für Betro ffene erweitern 

Überwiegend war die Kommission der Meinung, daß 
es nötig ist, die Beteiligungsmöglichkeiten für die 
betroffenen Bürger zu erweitern und die Bürger zur 
Wahrnehmung dieser Möglichkeiten zu ermuntern. 
Alle Formen der Bürgerbeteiligung erfüllen nur 
dann ihren Sinn, wenn die Ergebnisse auch in die 
Planungen Eingang finden. Die Kommission emp-
fiehlt auch eine Überprüfung der Steuer- und Förde-
rungsbestimmungen, damit Fehlentwicklungen bei 
Sanierungen und Modernisierungen vermieden 
werden. 

Vielfältige Bedürfnisse im Wohnungsbau 
berücksichtigen 

Der Wohnungsbau muß vielfältige Bedürfnisse be-
friedigen. Bei der städtebaulichen Planung sollte die 
unzweckmäßige Trennung nach einzelnen Gruppen 
wie Studenten, Lehrlingen, alten Menschen oder Be-
hinderten überwunden werden. Der Wunsch nach 
neuen Formen des Zusammenlebens, nach preis-
wertem und ausreichendem Wohnraum, z. B. für kin-
derreiche Familien, die besonderen Belange von Be-
hinderten und die Wünsche älterer Menschen nach 
Möglichkeit für Gespräche, Kontakte und Begeg-
nungen müssen stärker berücksichtigt werden. 

Kontroversen in den Parteien austragen 

In den Parteien sollte die offene Darstellung abwei

-

chender Meinungen selbstverständlich sein. Dies 
gilt ebenfalls für die Parlamente. Auch hier sollten 

Positionen, die innerhalb der Fraktionen kontrovers 
sind, öffentlich ausgetragen werden, um nicht zu-
letzt auch eine Belebung der Debatten zu errei-
chen. 

In offenen und lebendigen Debatten kann das breite 
Spektrum von Interessen und Vorstellungen über 
die Gestaltung der politischen Zukunft wieder deut-
licher gemacht und über Möglichkeiten und Alterna-
tiven fair und ohne Verunglimpfung des Gegners ge-
stritten werden. Die Parteien gingen zumeist davon 
aus, daß Konflikte allenfalls intern ausgetragen wer-
den sollten, um der Öffentlichkeit ein Bild der Ge-
schlossenheit zeigen zu können. Gerade die kriti-
schen Fragen junger Parteimitglieder haben aber 
oft Anstöße dazu gegeben, hergebrachte Denkwei-
sen zu überprüfen und sich für neue Probleme zu 
öffnen. Dies führt zwar oft zu innerparteilichen Aus-
einandersetzungen. Aber auf diese Weise wird auch 
die schwierige innerparteiliche Willensbildung als 
Prozeß sichtbar und verstehbar. Zugleich kann Au-
ßenstehenden so auch einsichtig werden, daß eine 
einmal nach harten Auseinandersetzungen gefun-
dene Entscheidung auch von der unterlegenen Min-
derheit mitgetragen wird. 

Öffnung der Politik 

Der Prozeß der politischen Öffnung sollte sich auch 
auf die Auswahl der Kandidaten für Wahlen bezie-
hen. Es dient der Orientierung der Bürger, wenn un-
terschiedliche Interessen und Auffassungen mög-
lichst offen und die sachlichen und personellen Al-
ternativen klar herausgearbeitet werden. 

Die berufliche und soziale Herkunft von Mandats-
, trägern muß vielfältiger werden, wobei auch die 
Frauen stärker als bisher zu berücksichtigen sind. 
Voraussetzung hierfür ist eine stärkere Beteiligung 
der Parteimitglieder bei der Aufstellung der Kandi-
daten für öffentliche Wahlen. 

Glaubwürdigkeit und Ehrlichkeit 

Glaubwürdigkeit und Ehrlichkeit in der Politik spie-
len gerade für junge Menschen eine besondere Rol-
le. In der Öffentlichkeit wird immer wieder die Ver-
filzung von Partei- und anderen Interessen beklagt. 
Hierbei wird immer wieder die Abhängigkeit der 
Parteien von einer Finanzierung durch Spenden an-
gesprochen. Dem Eindruck, daß politische Entschei-
dungen aus Rücksicht auf finanzielle Zuwendungen 
oder aus persönlichen Interessen getroffen werden, 
muß durch eine klare Haltung der Parteien begeg-
net werden. Sie sollten deshalb klare gesetzliche Re-
gelungen hinsichtlich ihrer finanziellen Grundlagen 
finden. 

Ehrenordnung für Parteien 

Um eine mögliche Verfolgung persönlicher Interes-
sen bei der Mandatsausübung zu verhindern, sollten 
sich die Parteien eine Ehrenordnung geben, wie der 
Deutsche Bundestag dies bereits getan hat. 
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Polizeieinsatz und Demonstrationsrecht 

Die Kommission ist sich der Spannung zwischen To-
leranz und dem Schutz unseres demokratischen Sy-
stems bewußt. Dieses Spannungsverhältnis ist be-
sonders deutlich geworden bei den unterschiedli-
chen Bewertungen von Demonstrationen. In diesem 
Zusammenhang ist das Verhalten der Polizei häufig 
kritisiert worden. Ein Teil der Bürger verlangt ein 
härteres Vorgehen gegen Demonstranten. Andere 
beklagen sich über eine unangemessene Härte beim 
Einsatz der Polizei. Die Kommission stellt klar, daß 
nur friedliche Demonstrationen von der Verfassung 
geschützt sind. Dieses Grundrecht darf weder einge-
schränkt noch mißbraucht werden. Zwischen ge-
walttätigen und friedfertigen Demonstranten muß 
stärker als bisher unterschieden werden. 

Die Kommission regt an, in Gesprächen zwischen 
den für die innere Sicherheit zuständigen Ministe-
rien, Behörden und Experten zu prüfen, ob und in 
welcher Weise Einsatzmethoden der Polizei geän-
dert werden können. Erfahrungen in einigen Groß-
städten und Erkenntnisse aus der Friedensdemon-
stration in Bonn vom Oktober 1981 könnten beispiel-
gebend für künftiges Verhalten der Polizei und De-
monstranten sein. 

Dezentralisierung in der Gesellschaft 

Die Kommission geht davon aus, daß unsere Gesell-
schaft auch in Zukunft arbeitsteilig organisiert sein 
muß, wenn wir der Verantwortung für ein men-
schenwürdiges Leben in der Welt gerecht werden 
wollen. 

Dies heißt aber nicht, daß wir die Tendenz zu immer 
weiterer Zentralisierung und Machtkonzentration 
in Wirtschaft und Gesellschaft tatenlos hinnehmen 
müssen. Wo immer es von der Sache her möglich 
und sinnvoll ist, sollten Entscheidungen nach unten 
verlagert werden, damit allzu große Machtkonzen-
trationen vermieden und die Lebensbereiche für die 
Bürger durchschaubarer gemacht werden. Dies ist 
für Bestand und Weiterentwicklung der Demokratie 
unerläßlich, da die Möglichkeit, bei öffentlichen Auf-
gaben mitzusprechen und zu entscheiden, sie gege-
benenfalls sogar selbst zu übernehmen, wesentlich 
davon abhängt, daß die Bürger Voraussetzungen 
und Folgen der anstehenden Probleme einigerma-
ßen überblicken können. Darüber hinaus entspre

-

chen kleinräumige Organisationsformen dem ver-
breiteten Bedürfnis der Menschen nach Überschau-
barkeit und Geborgenheit. 

Kleine Einheiten 

Kleine Einheiten sind auch die Voraussetzung der 
von Jugendlichen erwarteten Selbstverwirklichung: 
Ein überschaubarer Raum, in dem sie Freiheit und 
Verantwortung, Gestaltungsmöglichkeiten und 
Rücksichtnahme gleichermaßen erproben und ler-
nen können, wo sie mit anderen arbeiten, solidarisch 
zusammen Konflikte bewältigen, leben und lernen 
und menschlichen Kontakt finden. 

Dezentralisierung bedeutet im Bereich der Wirt-
schaft, daß wirkungsvolle Maßnahmen gegen Kon-
zentration und Zentralisation und zur Förderung 
kleiner und mittlerer Betriebe getroffen werden 
müssen. Dezentralisierung im staatlichen Bereich 
heißt zunächst, daß öffentliche Dienstleistungen 
möglichst bürgernah erbracht werden müssen. 

Dazu schlägt die Kommission vor, 

— Aufgaben auf die niedrigstmögliche Ebene der 
Verwaltung zu verlagern, 

— die unteren Ebenen, besonders die Städte, Ge-
meinden und Kreise finanziell so auszustatten, 
daß sie ihren vielfältigen Aufgaben nachkommen 
können, 

— Maßnahmen zu ergreifen, um den Wirrwarr der 
Mehrfachzuständigkeiten abzubauen und 

— die Entscheidungskompetenz der Verwaltungs-
bediensteten vor Ort zu gewährleisten. 

Aktives Engagement und demokratische Entwicklung 

Aktives Engagement vieler Bürger für unseren 
Staat ist unersetzlich für eine demokratische Wei-
terentwicklung der Bundesrepublik Deutschland. 
Dazu gehört auch die Beteiligung an Bürgerinitiati-
ven. Bürgerinitiativen und das Entstehen neuer Par-
teien zeigen, daß entgegen der Meinung vieler Kriti-
ker das politische System der Bundesrepublik 
Deutschland flexibel auf die Anliegen der Bürger 
reagieren kann. Dies wird auch bei den Erfolgen 
deutlich, die manche Bürgerinitiativen in den letz-
ten Jahren erreicht haben. 

Bonn, den 28. April 1982 

Wissmann 

Vorsitzender 

Hauck 

Stellv. Vorsitzender 








